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Lesehilfe 

Das Baureglement (GBR) der Einwohnergemeinde Zie-
lebach bildet zusammen mit dem Zonenplan, dem 
Schutzzonenplan und dem Zonenplan Naturgefahren 
und Gewässerraum die baurechtliche Grundordnung 
für das gesamte Gemeindegebiet. 
 
Im Zonenplan sind die einzelnen Nutzungszonen in 
Form von farbigen Flächen dargestellt. Die Bauzonen, 
die Landwirtschaftszone, der Wald sowie die Gewäs-
serflächen decken zusammen mit den Wirkungsberei-
chen von besonderen baurechtlichen Ordnungen 
(Überbauungsordnungen und Zonen mit Planungs-
pflicht), das gesamte Gemeindegebiet ab. 
 
Im Schutzplan werden die Schutzobjekte dargestellt, 
insbesondere der Ortsbildschutzperimeter, die Gewäs-
serschutzzonen und sonstige Natur- und Landschafts-
schutzobjekte. Die Inhalte sind grundeigentümerver-
bindlich.  
 
Im Zonenplan Naturgefahren und Gewässerraum wer-
den die grundeigentümerverbindlichen Naturgefahren 
und Gewässerräume dargestellt. Die Naturgefahren 
zeigen die möglichen Wirkungsräume und die Gefah-
renstufen von Naturgefahren. Die Gewässerraume ge-
währleisten die natürlichen Funktionen der Gewässer; 
den Schutz vor Hochwasser und die Gewässernutzung 
und dient im Weiteren dem Gewässerunterhalt. 
 
Die Fussnoten zu den Bestimmungen sind Bestandteil 
des normativen Textes und dementsprechend verbind-
lich. 
 
Der Kommentar in der rechten Spalte des GBR dient 
der Verständlichkeit, erläutert Begriffe und liefert u.a. 
die notwendigen Hinweise auf andere Artikel, Erlasse 
oder Grundlagen. Der Kommentar ist weder vollständig 
noch verbindlich. Er wird vom Gemeinderat verfasst, 
periodisch überprüft und angepasst. 
 
Ausnahme hiervon ist die in die Kommentarliste hin-
einragende Aufzählung der Grundzüge der Überbau-
ung in Art. 5 und 6. Diese hat gemäss dem dortigen 
Hinweis normativen Charakter.   

Baurechtliche 

Grundordnung 

Zonenplan 

Schutzplan 

Zonenplan Naturge-

fahren und Gewäs-

serraum 

Fussnoten 

Kommentar 
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Das übergeordnete Recht geht vor und ist vorbehalten. 
Das GBR regelt nur, was nicht schon auf eidgenössi-
scher und kantonaler Ebene geregelt ist. Auf wichtige 
Bestimmungen wird jeweils in der Kommentarspalte 
hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
Regelt das GBR einen Sachverhalt nicht oder nur lü-
ckenhaft, gilt ersatzweise das dispositive öffentliche 
Recht des Kantons. Dies ist insbesondere ausserhalb 
der Bauzone der Fall. 
 
Auch wenn das private Baurecht vom öffentlichen 
weitgehend verdrängt worden ist, bleibt es selbststän-
dig anwendbar. Unter Nachbarn sind insbesondere die 
zivilrechtlichen Bau- und Pflanzvorschriften von Be-
deutung. Diese Vorschriften bieten dem Grundeigentü-
mer einen Minimalschutz, der nur unter besonderen 
Voraussetzungen vom öffentlichen Recht verdrängt 
werden kann, z. B. das Beseitigungsverbot von schat-
tenwerfenden Bäumen aus Gründen des Landschafts-
schutzes. 
 
Das Baubewilligungsverfahren ist im übergeordneten 
Recht abschliessend geregelt.  
 
Ausnahmsweise dürfen auch Bauten und Anlagen, die 
im Prinzip ohne Baubewilligung erstellt werden dürf-
ten, nicht errichtet werden (vgl. Art. 7 BewD). Dies ist 
z.B. dann der Fall, wenn in einem Schutzgebiet ein ab-
solutes Bauverbot gilt. Wird dort eine baubewilligungs-
freie Baute erstellt, ordnet die Baupolizeibehörde die 
Wiederherstellung des rechtmässigen Zustandes an. 
 
Bauten und Anlagen, die erheblich von der baurechtli-
chen Grundordnung abweichen (besondere Bauten 
und Anlagen) oder wesentliche Auswirkungen auf die 
räumliche Ordnung und die Umwelt haben, bedürfen 
einer besonderen Grundlage in einer Überbauungsord-
nung. 
  

Übergeordnetes 

Recht 

Z.B. Art. 80 SG betreffend Strassen-

abstände;  

Art. 25 KWaG und Art. 34 KWaV be-

treffend Waldabstand; 

Art. 16 a Abs. 1 und 2 RPG, Art. 34 ff. 

und Art. 39 ff. RPV; Art. 80 ff. BauG 

betreffend Bauen ausserhalb der 

Bauzone 

Art. 26 BauG betreffend Ausnahme-

bewilligungen, Baubewilligungsver-

fahren, Aufgaben der Baupolizei 

Gestaltungsfreiheit, Dekret über das 

Normalbaureglement 

Vgl. Art. 684 ff. ZGB und Art. 79 EG-

ZGB. 

Baubewilligung Baubewilligungspflicht vgl. Art. 22 

Abs. 1 RPG; Art. 1 Abs. 1 und 3 BauG; 

Art. 4 ff. BewD; Weisung «Baubewilli-

gungsfreie Bauten und Anlagen nach 

Art. 1 Abs. 3 Bst. b BauG» 

(BSIG Nr. 7/725.1/1.1). 

Vgl. Art. 19 ff. und 88 ff. BauG; Art. 19 

ff. BauV. 
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Bestehende Bauten und Anlagen, welche von einer 
Baubeschränkung betroffen und dadurch rechtswidrig 
werden, geniessen den Schutz der Besitzstandsgaran-
tie. 
 
Diese ist im übergeordneten Recht geregelt: Aufgrund 
bisherigen Rechts bewilligte oder bewilligungsfreie 
Bauten und Anlagen dürfen unterhalten, zeitgemäss 
erneuert und – soweit dadurch ihre Rechtswidrigkeit 
nicht verstärkt wird – auch umgebaut oder erweitert 
werden. Vorbehalten bleibt eine abweichende Rege-
lung auf Gemeindeebene. 
 
Das Baureglement regelt nicht alles. Es belässt genü-
gend Spielraum, um z. B. in der Bau- und Aussenraum-
gestaltung auf unterschiedliche Gegebenheiten einzu-
gehen. Diese müssen jedoch sorgfältig analysiert wer-
den. Das Baureglement bietet Erweiterungen des Ge-
staltungsspielraumes an, allerdings unter der Voraus-
setzung, dass die Siedlungs- und architektonische 
Qualität gewährleistet ist. 
 
Wer baut, übernimmt Verantwortung gegenüber der 
Mitwelt. Die Bestimmungen des Baureglements sollen 
helfen, diese Verantwortung wahrzunehmen. 
 
Die Zuständigkeiten sind im übergeordneten Recht so-
wie im Organisationsreglement der Gemeinde Ziele-
bach geregelt. 
 
Treten bei Bauarbeiten archäologische Bodenfunde zu-
tage, sind die Arbeiten unverzüglich einzustellen und 
die Baupolizeibehörde sowie der archäologische 
Dienst des Kantons Bern beizuziehen (vgl. Art. 10 f. 
BauG) 
 

Besitzstandsgarantie Vgl. Art. 3, 11 und 82 BauG. 

Qualitätssicherung 

Zuständigkeiten 

Archäologische  

Bodenfunde 
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1 Geltungsbereich 

Art. 1 Sachlich 

Das Baureglement umfasst kommunales Bau-, Pla-
nungs- und Umweltrecht. 
 
 
 
 
 
 
 

Art. 2 Räumlich 

Das Baureglement gilt für das ganze Gemeindegebiet. 

Umweltrecht umfasst insbesondere 

Natur-, Landschafts-, Ortsbild- und 

Denkmalschutz. Weiteres Bau- und 

Planungsrecht findet sich auch in 

Überbauungsordnungen (Übersicht 

Art. 10 GBR). 
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2 Nutzungszonen 

2.1 Wohn-, Misch- und Arbeitszonen 

Art. 3 Art der Nutzung 

1 Für die einzelnen Bauzonen gelten die folgenden 
Nutzungsarten: 
 
Nutzungsart  
 
 
– Wohnen1   
– stille Gewerbe 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
– Wohnen1  
– stille bis mässig störende Gewerbe2 
– Gastgewerbe2 
– Geschossfläche Verkauf bis max. 500 m2 2 
– Dienstleistungen2 
 
 
 
 
– herkömmliche Landwirtschaftsbetriebe 
– Wohnen1 
– stille bis mässig störende Gewerbe2 
– Gastgewerbe2 
– Geschossfläche Verkauf bis max. 500 m2 2 
– Dienstleistungen2 
 
 
 
 

 
1  Dem Wohnen gleichgestellt sind Gemeinschaftsräume, 

Kindergärten, Kindertagesstätten und ähnliche Nutzun-
gen. 

2  Parkierungsflächen und Parzellengrenzen von Gewerbe-
betrieben sind zur Gliederung des Aussenraumes und 
zum Sicht- und Immissionsschutz angemessen zu be-
pflanzen. 

Zone/Abkürzung Kommentar 

Wohnzonen (W) Stilles Gewerbe wie z.B. Quartierlä-

den, Coiffeur, Schneider- und Künst-

leratelier, Arztpraxen wirken in der 

Regel weder durch ihren Betrieb 

noch durch den verursachten Ver-

kehr störend (vgl. Art. 90 Abs. 1 

BauV). 

In Wohnzonen sind Gewerbebe-

triebe, die in einer Mischzone nicht 

zulässig wären, ebenfalls unzulässig. 

Wohn- und Gewer-

bezone WG2 

Mässig störende Gewerbe, wie z.B. 

Verkaufsläden, Dienstleistungsbe-

triebe, sowie emissionsarme Werk-

stätten und Produktionsbetriebe gel-

ten in der Regel als mässig störend. 

Sie dürfen jedoch das gesunde Woh-

nen nicht wesentlich beeinträchti-

gen. 

Dorfzone D2 Betreffend ausgeschlossene Betriebe 

vgl. Wohn- und Gewerbezone W2 
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– Arbeitsnutzungen 
– Wohnen für die Betriebsleitung sowie für das 

an den Standort gebundene Personal ist gestattet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gewerbe- und In-

dustriezone G 

In den Arbeitszonen sind alle Arbeits-

tätigkeiten zulässig, auch Verkaufs-

nutzungen. Die Arbeitszonen sind je-

doch kein Geschäftsgebiet im Sinne 

von Art. 20 BauG. 

 

Dazu gehören z.B. Direktions-, Haus-

warts-, Sicherheits- und Pikettperso-

nal. Voraussetzung ist in jedem Falle, 

dass wohnhygienisch tragbare Ver-

hältnisse gewährleistet sind (vgl. 

Art. 21 BauG und 62–69 BauV). 

 

Betreffend Immissionen und Umwelt-

schutz sind zudem die Bestimmun-

gen von Art. 24 BauG und Art. 89 bis 

91 BauV zu beachten. Insbesondere 

dürfen die Betriebe und Vorkehren 

gegenüber angrenzenden Zonen zu 

keinen Einwirkungen führen, die in 

der angrenzenden Zone unzulässig 

wären. 
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Art. 4 Mass der Nutzung 

1 Für die einzelnen Zonen gelten die folgenden baupo-
lizeilichen Masse3: 
 

Zone Abk. kA gA Fh tr GL VG ES 
Wohnzone W2 5m 10m 7m 25m 2 II 
Wohn- und  
Gewerbezone 

WG2 5m 10m 7m 25m 2 III 

Dorfzone D2 4m 10m 7m 25m 2 III 
              oder gemäss bestehender Überbauung 

Gewerbe- und 
Industriezone1) 

G ½  
Fh tr2) 

½  
Fh tr2) 

14m – – IV 

Landwirtschaftszone:        
- Wohnbauten  4m 10m 7m 25m 2 III 
- Ökonomiebauten  4m – 7m 50m – III 

 
1) In der Gewerbe- und Industriezone sind 20 % der anre-

chenbaren Grundstückfläche als Grünraum freizuhalten 
und zu gestalten. Die Baukommission kann in Bezug auf 
den Grünraum Gestaltungsmassnahmen anordnen.  

2) mindestens 4.0 m 

 
 
 
 
 
2 Bauten, die das massgebende Terrain an irgendei-
nem Punkt um mehr als 1.2 m überragen, haben an 
dieser Stelle die Grenz- und Gebäudeabstände zu wah-
ren.  
 
3 Von der Kantonsstrasse ist ein Bauabstand von min-
destens 5.0 m, von den übrigen öffentlichen Strassen 
von 3.6 m und längs von Fusswegen und selbstständi-
gen Radwegen von 2.0 m einzuhalten, wenn nicht die 
Einhaltung der ordentlichen Grenzabstände zwischen 
zwei benachbarten Bauparzellen andere Abstände 
festlegen. Bei geschützten Bauten können die überlie-
ferten Abstände übernommen werden, wenn für alle 
Betroffenen die Verkehrssicherheit gewährleistet ist. 
 
3bis Für Abstellplätze und Garagenzufahrten kann die 
Baukommission die Unterschreitung des 

 
3  Vorbehalten bleiben die Gestaltungsfreiheit gemäss Art. 75 BauG 

sowie Abweichungen in Ortsbildschutzperimeter nach Art. 16 
GBR. Werden Bauten nach Art. 75 BauG gilt eine max. oberirdi-
sche Geschossflächenziffer (GFZo) von 0.6. Unterniveaubauten 
und Untergeschosse, die im Mittel aller Fassaden weniger als 1.2 
m über das massgebende Terrain, resp. über die Fassadenlinie 
ragen, werden nicht an die GFZo angerechnet. 

Baupolizeiliche 

Masse 

 

 

 

 
kA kleiner Grenzabstand (s. 

Anhang A 4.2 GBR) 
gA grosser Grenzabstand (s. 

Anhang A 4.3 GBR) 
Fh tr Fassadenhöhe traufseitig 

(s. Anhang A 3.2 GBR) 
GL Gebäudelänge (s. Anhang 

A 3.1 GBR) 
VG Vollgeschoss (s. Anhang A 

3.4 GBR) 
– unbegrenzt 
ES Empfindlichkeitsstufen 

(Art. 43 LSV) 

Grenz- und Gebäu-

deabstände 

Absatz 2 legt fest, welche Bauten, 

den Grenzabstand einhalten müssen.  

 

Der Waldabstand richtet sich nach 

den Bestimmungen des KWaG. Für 

Bauten mit verkürztem Waldabstand 

ist eine Ausnahmebewilligung 

nach Art. 25 KWaG und Art. 34 KWaV 

erforderlich. 

 

Strassenabstand 
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Strassenabstands auf den übrigen öffentlichen Stras-
sen bewilligen, sofern dadurch die Verkehrssicherheit 
nicht gefährdet wird.  
 
4 Zudem gelten die folgenden Masse für 
a) An- und Kleinbauten: 

– Grenzabstand mindestens 2 m 
– anrechenbare Gebäudefläche maximal 60 m2 
– Fassadenhöhe traufseitig maximal 4 m 

 
b) Kleinere Gebäude: 

– Grenzabstand mindestens 2 m 
– anrechenbare Gebäudefläche maximal 40 m2 
– Fassadenhöhe traufseitig maximal 3 m 
 

c) Vorspringende Gebäudeteile: 
– zulässiges Mass in den Grenzabstand: max. 1.5 m  
– max. ½ des dazugehörigen Fassadenabschnitts 
– minimaler Grenzabstand: 2 m 
– max. 3 m über die Fassadenflucht hinausragen 
 
 
 
 
 
 

d) Unterniveaubauten, welche das massgebende Ter-
rain im Mittel nicht mehr als 1.2 m überragen, dürfen 
bis 2.0 m an die Grundstückgrenze, mit schriftlicher 
Zustimmung des Nachbars bis zur Grundstückgrenze 
heranreichen.  
 
e) Unterirdische Bauten dürfen bis 1.0 m an die Grund-
stückgrenze, mit schriftlicher Zustimmung des Nach-
bars bis zur Grundstückgrenze heranreichen. 
 
f) Gestaffelte Gebäude:  

– Staffelung in der Situation oder in der Höhe um 
mindestens 2.0 m; bei Gebäude mit einer Staffe-
lung ist die Fassadenhöhe und die Geschossig-
keit für jeden Gebäudeteil gesondert zu ermit-
teln. 

  

Vgl. A 2.1 GBR: An- und Kleinbauten.  

 

Vgl. A 2.2 GBR: Kleine Gebäude.  

 

Vgl. Anhang A 4.2 GBR: Kleiner 

Grenzabstand 

An- und Kleinbauten 

Kleinere Gebäude 

Vorspringende Ge-

bäudeteile 

Vgl. Anhang A 2.3 GBR: Vorsprin-

gende Gebäudeteile 

Nach Art. 79b EG ZGB dürfen vor-

springende Gebäudeteile höchstens 

bis 1.2 m in den zivilrechtlichen 

Grenzabstand von 3.0 m hineinragen. 

Ohne Zustimmung des Nachbarn 

müssen sie somit mindestens einen 

Abstand von 1.8 m von der Parzellen-

grenze aufweisen. 

Vgl. Anhang A 3.7 GBR  Unterniveaubauten 

Unterirdische Bauten 

Gestaffelte Gebäude 

 

Vgl. Anhang A 3.2 GBR und Anhang A 

3.4 GBR 
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g) Vollgeschosse (VG) sind alle Geschosse von Gebäu-
den mit Ausnahme der Unter- und Dachgeschosse: 
– Untergeschoss: OK Boden des fertigen Bodens 

des ersten Vollgeschosses, gemessen in der Fas-
sadenflucht, im Mittel max. 1.2 m über der Fassa-
denlinie. Im Normbereich liegende Kellerabgänge 
und Lichtschächte, die das Erscheinungsbild der 
Fassade nicht wesentlich verändern, gelten nicht 
als Abgrabungen. 

– Dachgeschoss: zulässige Kniestockhöhe  
max. 1.0 m 

 
 
 
 

Vollgeschosse Vgl. Anhang A 3.4 GBR 

 

Vgl. Anhang A 3.5 GBR: Unterge-

schoss 

 

Vgl. Anhang A 3.3 GBR: Kniestock-

höhe 

 

Vgl. Anhang A 3.6 GBR: Dachge-

schoss 

 

Die besonderen gesundheitspolizeili-

chen Vorschriften nach Art. 62 ff. 

BauV sind zu beachten.  
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2.2 Zonen für öffentliche Nutzungen sowie Zonen für 
Sport- und Freizeitanlagen 
 

Art. 5 Zonen für öffentliche Nutzungen nach 
Art. 77 BauG 

Name/Abkürzung Zweck ES: Lärmempfindlich-
keitsstufe (nach 
Art. 43 LSV) 
 

Grundzüge der Überbauung 
und Gestaltung (Normativ) 

Spiel + Sport beim alten 

Schulhaus 

 

Allgemein nutz-
bare Spiel- und 
Sportanlagen 
mit Kleinbauten 
 

ES III Bestehend 
 

Feuerwehr + Wasserver-

sorgung 

 

Magazine und 
Pumpanlagen 
 

ES III Bestehend, zeitgemässe Erneue-
rungen im Rahmen von Kleinbau-
ten und kleinere Gebäude sind zu-
lässig. 
 

 
 
 

Art. 6 Zonen für Sport- und Freizeitanlagen 
nach Art. 78 BauG 

Name/Abkürzung Zweck ES: Lärmempfindlich-
keitsstufe (nach 
Art. 43 LSV) 
 

Grundzüge der Überbauung 
und Gestaltung (Normativ) 

HG Gerlafingen HG Gerlafingen4 ES III Bestehend; für Neubauten gilt: 
kA 4.0 m, gA frei, Fh tr 7.0 m, GL 
25.0 m, VG 2, ES III 
 

HG Zielebach HG Zielebach4 ES III Bestehend; für Neubauten gilt: 
kA 4.0 m, gA frei, Fh tr 7.0 m, GL 
25.0 m, VG 2, ES III 
 

 
 

 
4  Wird die Sport- und Freizeitnutzung aufgehoben, so ist 

das ganze Terrain zu rekultivieren und in die Landwirt-
schaftszone zu überführen.  
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2.3 Nutzungszonen im Nichtbaugebiet 

Art. 7 Landwirtschaftszone 

1 In der Landwirtschaftszone richten sich die Nutzung 
und das Bauen nach den Vorschriften des eidgenössi-
schen und des kantonalen Rechts. Für Wohn- und Öko-
nomiebauten gelten die baupolizeilichen Masse nach 
Art. 4 GBR hiervor.  
 
2 Für landwirtschaftliche Bauten auf demselben Grund-
stück muss gegenüber der Fassadenlinie von Wohntei-
len ein Gebäudeabstand von 17.0 m eingehalten wer-
den. Gegenüber An- und Kleinbauten ein Gebäudeab-
stand von 2.0 m. 
 
3 Zweckbauten (Silos etc.) sollen so aufgestellt wer-
den, dass sie das Gesamtbild nicht stören. Sie sollen 
aus unauffälligen Materialien und Farben bestehen. 
Ihre Gesamthöhe ist auf 18.0 m beschränkt, gemessen 
vom massgebenden Terrain bis zum höchsten Punkt 
des Silokörpers. 
 

Vgl. Art. 16 ff. und 24 ff. RPG; Art. 34 

ff. und 39 ff. RPV; Art. 80 ff. BauG.  

Mass und Art der 

Nutzung 

Abstände 

Zweckbauten 
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3 Besondere baurechtliche Ordnun-
gen 

3.1 Zonen mit Planungspflicht (ZPP) 

Art. 8 Grundsatz 

1 Zonen mit Planungspflicht bezwecken die ganzheitli-
che, haushälterische und wirtschaftliche bauliche Ent-
wicklung sowie eine wirtschaftliche Erschliessung 
wichtiger unüberbauter, unternutzter oder umzunut-
zender Areale. 
 
2 Für die einzelnen Zonen mit Planungspflicht gelten 
die in Art. 9 ff. GBR festgelegten Bestimmungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Art. 9 ZPP «Holzrüti» 

1 Die ZPP «Holzrüti» bezweckt die Weiterentwicklung 
des gewerblich genutzten Areals mit Kompost- und 
Grüngutaufbereitung sowie der Lagerung und Aufbe-
reitung von natürlichen Stoffen, wie Holz, Erde, etc. 
 
2 Gestattet sind gewerbliche Nutzungen, insbesondere 
der Abfall- und Holzverwertung sowie der Energiepro-
duktion. Nicht gestattet sind Wohnen und dem Woh-
nen gleichgestellte Nutzungen. 
 
3 Es gelten folgende Masse: 

– Grünflächenziffer: mindestens 10 % 
– Fassadenhöhe traufseitig max. 9.0 m (ausgenom-

men Silos). 
– Gebäudelänge max. 60 m 
– Grenzabstand mind. 5.0 m, interne Abstände frei 
– Vordächer von max. 5.0 m Ausladung 

Gemäss Art. 93 BauG setzt das 

Bauen in einer ZPP eine rechtskräf-

tige Überbauungsordnung voraus; 

diese wird durch den Gemeinderat 

erlassen. Die Befreiung von der Pla-

nungspflicht richtet sich nach Art. 93 

Abs. 1 und 2 BauG. 

Es stehen drei Wege zur Befreiung 

von der Planungspflicht offen: 

– vor Erlass der Überbauungsord-

nung die Bewilligung eines einzel-

nen Vorhabens 

- für das Ergebnis eines Projekt-

wettbewerbs oder 

- mit Zustimmung des AGR für ein 

Gesamtvorhaben, welches das 

Planungsziel in der ganzen ZPP 

erfüllt  

vgl. Arbeitshilfe für die Ortsplanung 

des AGR: von der Zone mit Planungs-

pflicht zur Baubewilligung, Juni 1998. 

Planungszweck 

Art der Nutzung 

Mass der Nutzung 
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Dachneigung min. 12° und max. 20° (a.T.) 
 
 
4 Gestaltungs- und Erschliessungsgrundsätze: 

– Bauten und Anlagen sind hinsichtlich Gesamter-
scheinung so zu gestalten, dass zusammen mit 
der bestehenden Umgebung eine gute Gesamt-
wirkung entsteht. 

– Gegenüber der Landwirtschaftszone ist ein klarer 
Abschluss der Gesamtanlage vorzusehen. 

– Entlang dem Wald und den öffentlichen Strasse 
ist ein mindestens 5.0 m breiter Streifen als na-
turnahe Grünfläche mit Hecken oder Sträuchern 
zu gestalten. 

– Es ist eine ruhig wirkende gesamtheitliche Ge-
staltung der Bauten und Aussenanlagen überwie-
gend in Holz und mit zurückhaltender Farbge-
bung anzustreben. 

– Die arealinternen Verkehrs-, Kompostier- und La-
gerflächen sind wasserundurchlässig zu gestal-
ten. 

– Die Erschliessung hat ab der Dorfstrasse im 
Nordosten zu erfolgen. 

– Erschliessungs- und Abstellflächen für Fahrzeuge 
sind auf das betrieblich notwendige Mass zu be-
schränken. 

– Gegenüber den Grünstreifen und dem Landwirt-
schaftsland kann ein maximal 1.8 m hoher Zaun 
erstellt werden. 

 
5 Es gilt die Empfindlichkeitsstufe III nach LSV. 
 
 

3.2 Bestehende besondere baurechtliche 
Ordnungen 

Art. 10 Überbauungsordnungen 

Die folgenden Überbauungsordnungen bleiben rechts-
kräftig: 
- «Holzrüti» Überbauungsordnung mit Waldbaulinie 
   vom 22. März 2019 
- «Fröschacher» vom 28. Juni 1991 mit Änderungen 
vom 27. August 1998, 30. März 2005 und 4. März 2014 
- «Weid» Überbauungs- und Gestaltungsplan mit SBV 
   vom 8. August 1985 

Gestaltungsgrund-

sätze 

Lärmempfindlich-

keitsstufe 
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- «Oberdorf» Detailerschliessungsplan vom 30. April 
   1980 
 
 

4 Qualität des Bauens und Nutzens 

4.1 Bau- und Aussenraumgestaltung 

Art. 11 Gestaltungsgrundsatz 

1 Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, dass zu-
sammen mit ihrer Umgebung eine harmonische Ge-
samtwirkung entsteht und die Schönheit des Orts-, 
Strassen- und Landschaftsbildes gewahrt bleibt. 
 
2 Bei der Beurteilung der guten Gesamtwirkung sind 
insbesondere zu berücksichtigen: 

– die prägenden Elemente und Merkmale des Stras-
sen-, Orts- und Landschaftsbildes, 

– die bestehende und bei Vorliegen einer entspre-
chenden Planung auch die beabsichtigte Gestal-
tung der benachbarten Bebauung,  

– Standort, Stellung, Form, Volumen, Proportionen 
und Dimensionen der Bauten und Anlagen, 

– die Fassaden- und Dachgestaltung sowie die Ma-
terialisierung und Farbgebung,  

– die Gestaltung der Aussenräume, insbesondere 
des Vorlandes und der Begrenzungen gegen den 
öffentlichen Raum,  

– die Gestaltung und Einordnung der Erschlies-
sungsanlagen, Abstellplätze und Eingänge. 

 

3 Bauten und Anlagen, welche das Ortsbild beeinträch-
tigen, sind untersagt. Bei Neubauten und wesentlichen 
Umbauten ist die Kantonale Denkmalpflege beizuzie-
hen. 
 

4 Die Vorschriften über die Ortsbildpflege bleiben vor-
behalten. 
 

Art. 12 Bauweise, Stellung der Bauten 

1 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt die offene 
Bauweise, d.h. die Bauten haben allseitig die vorge-
schriebenen Grenzabstände einzuhalten. 

Die Kriterien gemäss Art. 11 Abs. 2 

GBR sind zu beachten und mit dem 

Baugesuch die notwendigen Unterla-

gen zur Beurteilung der Gesamtwir-

kung sowie gegebenenfalls Massnah-

men zur Qualitätssicherung ergrei-

fen. 

 

Vgl. auch Art. 12 GBR. 

 

Mit der Baueingabe sind alle Unterla-

gen einzureichen, die eine vollstän-

dige Beurteilung des Projektes und 

der Gesamtwirkung erlauben. Dazu 

gehören im Falle von Neu-, An- und 

Umbauten, welche für das Land-

schafts-, Orts- oder Strassenbild rele-

vant sind, die Darstellung der Nach-

barbauten, z.B. in Situations-, Umge-

bungs- und Fassadenplänen, Modell, 

3D-Darstellungen oder Fotomonta-

gen (s. auch Art. 15ff. BewD). 

 

Es wird empfohlen eine Voranfrage 

einzureichen.  

Grundsatz 

Beeinträchtigung des 

Ortsbildschutzperi-

meters 

Vgl. Art. 4 und Anhang A 4.1 GBR Offene Bauweise 
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2 Der Zusammenbau von Gebäuden einschliesslich An-
bauten ist innerhalb der zulässigen Gebäudelänge ge-
stattet. 
 
3 Die Stellung der Bauten hat sich nach den ortsübli-
chen oder vorherrschenden Merkmalen zu richten, 
welche das Strassen-, Quartier- oder Ortsbild prägen. 
 
4 Innerhalb überbauter Gebiete haben sich Neubauten 
in der Stellung und in der Firstrichtung der bereits vor-
handenen Bauweise anzupassen.  
 
5 In der Dorfzone und in der Landwirtschaftszone sind 
die Gebäudestellung und die Firstrichtung der überlie-
ferten Bauweise anzupassen.  
 
 
 
 
 

Art. 13 Dachgestaltung 

1 Das Orts- und Strassenbild störende Dachformen, 
Dachmaterialien und Dachfarben sind untersagt. Für 
Gebäude in der Dorfzone sind gleichgeneigte Steildä-
cher vorzusehen. In den übrigen Zonen sind andere 
Dachformen gestattet, ausser Flachdächer, wobei der 
höchste Dachpunkt die maximale Fassadenhöhe trauf-
seitig um maximal 4.5 m überragen darf. Bei An- und 
Kleinbauten, kleineren Gebäuden, reinen Ökonomiege-
bäuden, Schuppen und an rein gewerblichen Bauten 
sind auch Flachdächer zugelassen.  
 
2 Für Dächer an Gebäude sind nur Ziegel, Zementfaser-
platten und ähnliche, nicht glänzende Materialien ge-
stattet. Bei An- und Kleinbauten, kleineren Gebäuden, 
reinen Ökonomiegebäuden, Schuppen und an rein ge-
werblichen Bauten sind gewellte Zementfaserplatten 
zugelassen, wenn sie das Ortsbild nicht stören.  
 
3 Für landwirtschaftliche und gewerbliche Kleinbauten 
und kleinere Gebäude kann die Baupolizeibehörde ne-
ben den zugelassenen Dachformen und -materialien 
auch andere gestatten, sofern sie sich unauffällig ins 
Gebäude oder die Gebäudegruppe einordnen.  
 

Zusammenbau Vgl. Art. 4 und Anhang A 3.1 GBR 

Im weitgehend unüberbauten Gebiet 

sind es die «ortsüblichen», im weitge-

hend überbauten Gebiet die «vor-

herrschenden» Merkmale, welche 

das Orts-, Quartier- oder Strassenbild 

prägen. Dazu gehören u.a.: 

– die Orientierung der Bauten paral-

lel oder rechtwinklig zur Strasse 

– bei der annähernd geschlossenen 

Bauweise an die Baulinie, bei de-

ren Fehlen an die Strassenab-

standslinie, wenn noch keine Ge-

bäudeflucht erkennbar ist 

– an Hängen parallel oder recht-

winklig zur Falllinie des Hanges 

Stellung – im Allge-

meinen 

Stellung – im über-

bauten Gebiet 

Stellung – in der 

Dorfzone 

 

Im weitgehend unüberbauten Gebiet 

sind es die «ortsüblichen», im weitge-

hend überbauten Gebiet die «vor-

herrschenden» Merkmale, welche 

das Orts-, Quartier- oder Strassenbild 

prägen. 

Grundsatz 

Materialisierung 

Landwirtschaftliche 

und gewerbliche 

Kleinbauten und klei-

nere Gebäude 
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4 Dachflächenkollektoren haben die Anliegen des Orts-
bildschutzes zu berücksichtigen.  
 
5 Dachflächen von Gebäude in der Dorfzone haben 
eine Neigung von mindestens 25° und maximal 45° 
(a.T.) aufzuweisen.  
 
5bis In den übrigen Zonen sind folgende Dachneigungen 
einzuhalten:  

a) Bei Satteldächern mindestens 15°, maximal 45° 
(a.T.) 

b) Bei Pultdächern mindestens 7°, maximal 15° (a.T.) 
 
6 Für An- und Kleinbauten sowie kleineren Gebäuden 
(bspw. Garagen) im Bereich von Bauinventarobjekten 
sind Flachdächer nicht gestattet. Sie sind mit einem 
Sattel- oder Pultdach zu versehen.  
 
7 Das Dach soll an allen Fassaden die Fassadenflucht 
um mindestens 1.0 m überschreiten (Dachvorsprung) 
Bei landwirtschaftlichen Ökonomiegebäuden und 
Kleinbauten und kleinere Gebäude gelten 0.5 m als 
Richtmass.  
 
8 Zugelassene Dachaufbauten sind Lukarnen, Schlepp-
gauben und Dachflächenfenster. Kreuzfirste und Quer-
giebel sind keine Dachaufbauten. Dachaufbauten müs-
sen ins Gesamtbild der Baute passen. Sie dürfen die 
Bestimmungen für Schutzobjekte (vgl. Art. 17 und Bau-
inventar) nicht verletzen. Die Dachaufbauten dürfen 
zusammen nicht mehr als ein Drittel des dazugehöri-
gen Fassadenabschnitts des obersten Vollgeschosses 
betragen. Dachflächenfenster dürfen höchstens 
1.50 m2 Fläche aufweisen. Die Baupolizeibehörde kann 
die Auflösung von Dachaufbauten in Einzellukarnen 
verlangen. Dachaufbauten sind möglichst mit dem 
gleichen Material wie das Hauptdach zu decken. Dach-
aufbauten haben zur First einen Abstand von mindes-
tens 20 % der gesamten Neigungslänge zwischen First 
und Traufe einzuhalten. (vgl. Anhang B 1.2 Dachauf-
bauten) 
 
9 Auf schützen- und erhaltenswerten Baudenkmäler 
sind Dacheinschnitte nicht gestattet.  
 
10 Technisch bedingte Dachaufbauten wie Kamine Lüf-
tungsanlagen und dergleichen können den höchsten 

Kollektoren 

Dachneigung – im 

Allgemeinen 

Dachneigung – bei 

Bauinventarobjekten   

Dachvorsprung 

Dachaufbauten 

Bei Baudenkmäler 
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Punkt der Dachkonstruktion überragen, dürfen aber in 
ihren Abmessungen max. 3 m über die Dachkonstruk-
tion hinausragen.  
 

Art. 14 Aussenraumgestaltung 

1 Aussenräume sind grundsätzlich als Grünräume zu 
gestalten. Dabei sind einheimische Bäume und Sträu-
cher vorzusehen. 
 
2 Verkehrsflächen auf privaten Grundstücken sind 
möglichst wasserdurchlässig zu gestalten. 
 
3 Die bestehende Bepflanzung (Bäume, Hecken, Feld-
gehölze) ist zu pflegen, zu erhalten oder entsprechend 
zu ersetzen. 
 
4 Terrainveränderungen sind so zu gestalten, dass sie 
in der bestehenden Umgebung unauffällig wirken und 
dass ein guter Übergang zu den Nachbargrundstücken 
entsteht. 
 
 
 

4.2 Nachhaltiges Bauen und Nutzen 

Art. 15 Energie  

Für die Wärmeerzeugung sind soweit möglich erneuer-
bare Energien zu verwenden. 
 
 
 

Grundsatz 

Verkehrsflächen 

Bepflanzung 

Terrainveränderun-

gen 

Stütz- und Futtermauern zur Umge-

bungsgestaltung mit einer Höhe von 

über 1.2 m sind bewilligungspflichtig. 

Auch Terrainveränderungen sind u.U. 

bewilligungspflichtig (siehe Art. 6 

BewD). 
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5 Bau- und Nutzungsbeschränkungen 

5.1 Ortsbildpflege 

Art. 16 Ortsbildschutzperimeter 

1 Der Ortsbildschutzperimeter bezweckt die Erhaltung, 
die Gestaltung und die behutsame Erneuerung der für 
das Ortsbild prägenden Elemente und Merkmale. 
 
2 Im Ortsbildschutzperimeter und im Bereich von 
Schutzobjekten und Baugruppen sind die Elemente der 
traditionellen Bauweise wie Fassaden- und Dachge-
staltung, die Gestaltung der Aussenräume, die Stras-
sen- und Platzverhältnisse zu erhalten. Baumaterialien 
und Farben sind der Umgebung anzupassen. 
 
3 Im Ortsbildschutzperimeter und im Bereich von 
Schutzobjekten kann unter Vorbehalt der privatrechtli-
chen Abstandsvorschriften und Vereinbarungen von 
den reglementarischen Grenz- und Gebäudeabständen 
abgewichen werden, wenn es die Erhaltung des 
Dorfbildes erfordert. 
 
 
 

Eine Grundlage für die Analyse des 

Ortsbildes bildet das Bauinventar, 

das auf der Bauverwaltung eingese-

hen werden kann. 

 

Es wird empfohlen, vor der Einrei-

chung eines Baugesuches der zu-

ständigen Gemeindebehörde einen 

Entwurf, aus dem die räumliche Ein-

ordnung in das Ortsbild, die Gestal-

tung und Art des Gebäudes sowie die 

vorgesehene Erschliessung ersicht-

lich ist, vorzulegen. 
 

Zweck 

Traditionelle Bau-

weise 
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5.2 Pflege der Kulturlandschaft 

Art. 17 Baudenkmäler 

1 Das von der zuständigen Fachstelle des Kantons er-
stellte und in Kraft gesetzte Bauinventar bezeichnet 
die schützenswerten und erhaltenswerten Baudenk-
mäler und ist behördenverbindlich. Die im Schutzplan 
bezeichneten Baudenkmäler, sind grundeigentümer-
verbindlich.  
 
2 Baudenkmäler sind schützenswert, wenn sie wegen 
ihres besonderen Wertes unbeeinträchtigt für die Zu-
kunft bewahrt werden sollen. Schützenswerte Bau-
denkmäler dürfen nicht abgebrochen werden. Sie sind 
dem Schutzzweck entsprechend zu erhalten. Verände-
rungen sind möglich, sofern ihr kulturgeschichtlicher 
Wert nicht geschmälert wird. 
 
3 Baudenkmäler sind erhaltenswert, wenn sie wegen 
ihrer ansprechenden oder charakteristischen Eigen-
schaften für die Zukunft geschont werden sollen. Er-
hal-tenswerte Bauten sind in ihrem Bestand zu wah-
ren. Ein Abbruch ist zulässig, wenn die Erhaltung un-
verhältnismässig ist und sie durch ein gestalterisch 
ebenbürtiges Objekt ersetzt werden. 
 
4 Es gelten die Bestimmungen des Bau- und Raumpla-
nungsgesetzes. 
 
5 Die im Zonenplan bezeichneten schützenswerten 
Kulturobjekte dürfen nicht beseitigt werden.  
 
 

Art. 18 Gewässerraum  

1 Der Raumbedarf der Gewässer (Gewässerraum) ge-
währleistet die folgenden Funktionen: 

– die natürlichen Funktionen der Gewässer; 
– Schutz vor Hochwasser; 
– Gewässernutzung. 

 
2 Der Gewässerraum der Bäche wird mit dem «Zonen-
plan Naturgefahren und Gewässerraum» festgelegt. 
Die Bestimmungen zum Gewässerraum gehen den 
Bestimmungen gemäss Zonenplan und Baureglement 
vor. Bei Gewässern im kantonalen Naturschutzgebiet 

Denkmalpflege des Kantons Bern: 

Bauinventar der Einwohnergemeinde 

Zielebach; das Bauinventar ist behör-

denverbindlich. Das Bauinventar 

kann bei der Bauverwaltung eingese-

hen werden, vgl. auch die Eintragun-

gen im Zonenplan. 

 

Art. 10a ff. BauG; Art. 24d Abs. 2 

RPG; Art. 83 Abs. 2 BauG 

 

Betreffen Planungen und Baubewilli-

gungsverfahren schützenswerte oder 

erhaltenswerte Baudenkmäler, die in 

einem Ortsbildschutzgebiet liegen 

oder Bestandteil einer im Bauinven-

tar aufgenommenen Baugruppe sind 

(K-Objekte), ist die kantonale Denk-

malpflege in jedem Fall einzubezie-

hen. 

 

Der frühzeitige Einbezug der kanto-

nalen Denkmalpflege sowie eine Vor-

anfrage werden empfohlen. 

 

 

schützenswert 

erhaltenswert 

Vgl. Art. 36a GSchG, Art. 41 ff. GSchv, 

Art. 11 BauG, Art. 48 WBG 

 

Art. 39 WBV ist zu berücksichtigen, 

auch wenn teilweise auf die 

Ausscheidung von Gewässerräumen 

verzichtet wird. 

Raumbedarf 
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Gerlafingerweiher ist der Bauabstand im Einzelfall 
festzulegen.  
 
3 Zugelassen sind nur Bauten und Anlagen, die stand-
ortgebunden sind und die im öffentlichen Interesse lie-
gen. Alle anderen – bewilligungspflichtige und bewilli-
gungsfreie – Bauten und Anlagen sowie Terrainverän-
derungen sind untersagt. In dicht überbauten Gebieten 
können Ausnahmen für zonenkonforme Bauten und 
Anlagen bewilligt werden, soweit keine überwiegen-
den Interessen entgegenstehen. 
 
4 Innerhalb des Gewässerraums ist die natürliche 
Ufervegetation zu erhalten. Zulässig sind nur eine ex-
tensive land- und forstwirtschaftliche Nutzung oder 
eine naturnahe Grünraumgestaltung. 
 
5 Im dicht überbauten Gebiet können - vorbehältlich 
übergeordneter Interessen - durch die zuständige 
Stelle kleinere Abstände bewilligt werden, sofern der 
Hochwasserschutz gewährleistet ist. 
 
6 Bei eingedolten Gewässern im Baugebiet beträgt der 
Gewässerraum 11.0 m. Massgebend ist die effektive 
Lage der Leitung. Gestattet sind leicht entfernbare An-
lagen der Aussenraumgestaltung. Mit Zustimmung der 
zuständigen Stelle kann auf einen Gewässerabstand 
verzichtet werden. 
 
7 Für Gebäude und Anlagen, die standortgebunden 
sind und an denen ein öffentliches Interesse besteht, 
kann die zuständige Behörde abweichende Abstände 
festlegen. 
 
8 Gegenüber der Ufervegetation ist mit Anlagen min-
destens ein Abstand von 3.0 m, mit Hochbauten min-
destens 6.0 m zu wahren. 
 
 

5.3 Schutz der naturnahen Landschaft 

Art. 19 Naturschutzgebiet «Änteliweiher» 

Für das Naturschutzgebiet «Änteliweiher» gelten die 
Bestimmungen des Schutzbeschlusses (Regierungs-
ratsbeschluss Nr. 823 vom 2. März 1983). 
 

Zugelassene Bauten 

und Anlagen 

Dicht überbautes 

Gebiet 

Abstand zur Uferve-

getation 

Die Schutzbeschlüsse können bei der 

Gemeindeverwaltung und der kanto-

nalen Fachstelle eingesehen werden. 
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Art. 20 Feucht- und Nassgebiete  

Die Feucht- und Nassgebiete «Stampfibach», «Bläji» 
und «Ruesebächli» stehen unter dem Schutz der Ge-
meinde. Veränderungen, die zum Verlust dieser Ge-
bie-te als Lebensraum führen, sind untersagt. 
 
 

Art. 21 Trockenstandorte 

Trockenstandorte sind extensiv genutztes Grünland 
mit besonders schutzwürdigen Pflanzenbeständen auf 
trockenem Untergrund. Die bisherige Nutzung ist in 
Art und Intensität beizubehalten. Sie dürfen nicht ge-
düngt, bewässert, entwässert oder beweidet werden. 
	
 

Art. 22 Artenreiche Wiesen 

Artenreiche Wiesen sind mässig gedüngte Wiesen mit 
besonders schutzwürdigen Pflanzenbeständen. Sie 
sind unter Weiterführung der extensiven Heunutzung 
zu erhalten. 
 
 

Art. 23 Hecken und Feldgehölze 

Hecken sowie Feld- und Ufergehölze sind in ihrem Be-
stand geschützt. Alle Hecken und Feldgehölze sind 
durch übergeordnetes Recht geschützt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vgl. Art. 18 Abs. 1bis NHG; Art. 18 

Abs. 1 Bst. g Bundesgesetz über 

die Jagd und den Schutz wildleben-

der Säugetiere und Vögel (SR 922). 

 

Vgl. Art. 21 Bundesgesetz über den 

Natur- und Heimatschutz 

(NHG; SR 451); Art. 13 Abs. 3 und 

Art. 17 Naturschutzverordnung 

(NSchV; BSG 426.111). 

Die Grenze von Hecken und Feldge-

hölzen verläuft 2.0 m, mit grossen 

Waldbäumen 3.0 m ausserhalb der 

äussersten Bäume und Sträucher.  
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Art. 24 Obstbäume und Einzelbäume 

Die im Schutzplan eingetragenen Bäume sind wichtig 
für das Orts- und Landschaftsbild und geschützt. Die 
Obstbaumgärten sind wichtig für das Ortsbild und zu 
pflegen und zu erhalten. Bei Abgängen ist in einer an-
gemessenen Frist für entsprechenden Ersatz zu sor-
gen. Pflegerische Eingriffe sind gestattet. 
 
 
 

5.4 Gefahrengebiete 

Art. 25 Bauen in Gefahrengebieten 

1 Bei Bauvorhaben in Gefahrengebieten gilt Art. 6 
BauG. 
 
2 Es wird empfohlen, frühzeitig eine Voranfrage einzu-
reichen. 
 
3 Bei Baugesuchen in Gebieten mit erheblicher (rotes 
Gefahrengebiet) oder mittlerer Gefährdung (blaues Ge-
fahrengebiet) oder mit nicht bestimmter Gefahrenstufe 
(braun) zieht die Baubewilligungsbehörde die kanto-
nale Fachstelle bei. 
 
4 Im Gefahrengebiet mit geringer Gefährdung (gelbes 
Gefahrengebiet) wird der Baugesuchsteller im Baube-
willigungsverfahren auf die Gefahr aufmerksam ge-
macht. 
 
 
 
 
 
 

Vgl. Art. 6 BauG. Die bekannten Ge-

fahrengebiete sind im Zonenplan Na-

turgefahren und Gewässerraum fest-

gelegt und als Hinweis in Zonenplan 

eingetragen. Die für die Beurteilung 

eines Baugesuchs. Aus der Gefah-

renstufe leiten sich die Baubeschrän-

kungen, resp. die erforderlichen Mas-

snahmen ab. Für Vorhaben im 

blauen Gefahrenbereich ist ein Gut-

achten zu erbringen.  

 

Zu beachten ist, dass für sensible 

Bauten Art. 6 Abs. 3 BauG gilt. Als 

sensibel gelten Gebäude und Anla-

gen: 

-  in denen sich besonders viele 

Personen aufhalten, die 

schwer zu evakuieren sind (wie 

Heime, Schulen) oder die be-

sonderen Risiken ausgesetzt 

sind (z.B. Campingplätze) 

-  an denen bereits geringe Ein-

wirkungen grosse Schäden zur 

Folge haben (wie Schaltanla-

gen, Trinkwasserversorgungen, 

Kläranlagen) 

- an denen grosse Folgeschäden 

auftreten können (wie Depo-

nien, Gebäude mit Beständen 

an gefährlichen Stoffen). 

Grundsatz 

Blaues, rotes und 

braunes Gefahrenge-

biet 

Gelbes Gefahrenge-

biet 
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6 Straf- und Schlussbestimmungen 

Art. 26 Widerhandlungen 

1 Widerhandlungen gegen die baurechtliche Grundord-
nung, gegen die übrigen Gemeindebauvorschriften und 
die gestützt darauf erlassenen Verfügungen, werden 
nach den Strafbestimmungen der Baugesetzgebung 
geahndet. 
 
2 Verstösse gegen die baurechtliche Grundordnung, 
die übrigen Gemeindebauvorschriften und gegen die 
gestützt darauf erlassene Verfügungen, welche nicht 
der Strafdrohung der Baugesetzgebung unterstehen, 
werden mit Busse bis zu CHF 5'000 bestraft. 
 
 

Art. 27 Inkrafttreten 

Die Teilrevision der baurechtlichen Grundordnung 
(Umsetzung BMBV), bestehend aus dem Baureglement 
mit Anhang, tritt am Tag nach der Publikation der Ge-
nehmigung in Kraft. 
 
 

Art. 28 Aufhebung von Plänen und Vorschriften 

Mit Inkrafttreten der Teilrevision der baurechtlichen 
Grundordnung (Umsetzung BMBV) wird das Bauregle-
ment vom 18. November 2002 inkl. allen zwischenzeit-
lichen Änderungen aufgehoben. 
 
 
 

Vgl. Art. 50 BauG 

z.B. Bauen ohne Baubewilligung 

Widerhandlungen 

Verstösse Vgl. Art. 58 GG 
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Genehmigungsvermerke 

Mitwirkung vom  30. April – 1. Juni 2020 
Vorprüfung vom 23. Juli – 11. November 2020 
 
Publikation im amtl. Anzeiger vom 19. August 2021 und  
  26. August 2021 
Öffentliche Auflage vom 19. August 2021 bis  
  20. September 2021 
 
 
Einspracheverhandlungen vom – 
Erledigte Einsprachen – 
Unerledigte Einsprachen – 
Rechtsverwahrungen – 
 
Beschlossen durch den Gemeinderat am 28. Juni 2021 
Beschlossen durch die Gemeindeversammlung am 29. November 2021 
 
Einwohnergemeinde Zielebach 
 
 
Béatrice Kaufmann Barbara Gerber 
Präsidentin Gemeindeschreiberin 
 
 
 
Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt: 
Zielebach,  
 
 
Barbara Gerber 
Gemeindeschreiberin 
 
 
Genehmigt durch das kantonale Amt für  
Gemeinden und Raumordnung 
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Anhang A Definitionen und Messweisen 

A 1 Terrain 

A 1.1 Massgebendes Terrain 

1 Die Bestimmung des massgebenden Terrains richtet 
sich nach den Vorschriften der BMBV 
 
2 In den Gebieten mit annähernd geschlossener Bau-
weise gilt als massgebendes Terrain das Trottoir- resp. 
das Strassenniveau.  
 
 

A 2 Gebäude und Gebäudeteile 

A 2.1 An- und Kleinbauten  

An- und Kleinbauten sind nicht für den dauernden Auf-
enthalt von Menschen oder Tieren bestimmt und dür-
fen die nach GBR geltenden Masse nicht übersteigen. 
 

A 2.2 Kleinere Gebäude  

Kleinere Gebäude sind unter anderem für den dauern-
den Aufenthalt von Menschen oder Tieren bestimmt 
und dürfen die nach GBR geltenden Masse nicht über-
steigen. 
 

Vgl. Art. 1 BMBV 

Vgl. Art. 4 Abs. 4 Bst. a GBR  

Vgl. Art. 4 Abs. 4 Bst. b GBR  
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A 2.3 Vorspringende Gebäudeteile 

Vorspringende Gebäudeteile ragen höchstens bis zum 
zulässigen Mass (für die Tiefe) über die Fassadenflucht 
hinaus. Sie dürfen, mit Ausnahme der Dachvor-
sprünge, das zulässige Mass (für die Breite), bezie-
hungsweise den zulässigen Anteil bezüglich des zuge-
hörigen Fassadenabschnitts, nicht überschreiten. 
 
 
 

 

Vorspringende Gebäudeteile sind z.B. 

Erker, Vordächer, Aussentreppen, La-

derampen, Balkone. Zulässige Masse 

vgl. Art. 4 Abs. 4 Bst. c GBR. Vgl. 

Art. 10 BMBV 
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A 3 Gebäudemasse 

A 3.1 Gebäudelänge  

Die Gebäudelänge ist die längere Seite des flächen-
kleinsten Rechtecks, welches die projizierte Fassaden-
linie umfasst.  
 
 Vgl. Art. 13 BMBV 



Einwohnergemeinde Zielebach 30 
Teilrevision Ortsplanung: Umsetzung BMBV 
Baureglement (GBR) 

A 3.2 Fassadenhöhe traufseitig 

1 Die Fassadenhöhe ist der grösste Höhenunterschied 
zwischen der Schnittlinie der Fassadenflucht mit der 
Oberkante der Dachkonstruktion und der dazugehöri-
gen Fassadenlinie. 
 
2 Der obere Referenzpunkt liegt beim höchsten Punkt 
der Dachkonstruktion ohne die allenfalls darauf aufge-
brachte Isolation und ohne die Dachhaut. 
 
 

3 Giebelfelder und Abgrabungen (a) für Hausein-
gänge und Garageneinfahrten werden nicht berück-
sichtigt, sofern sie eine Breite von 5 m nicht über-
schreiten und auf maximal einer Gebäudeseite vor-
gesehen werden.  

 
 

Vgl. Art. 15 BMBV  

 

a

traufseitige
Fassadenhöhe Fh tr

massgebendes Terrain

Fassadenlinie

Fassadenflucht

Schnittlinie Fassadenflucht mit 
Oberkante Dachkonstruktion

a ≤ 1/3 des dazugehörenden 
Fassadenabschnitts
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A 3.3 Kniestockhöhe 

Die Kniestockhöhe ist der Höhenunterschied zwischen 
der Oberkante des Dachgeschossbodens im Rohbau 
und der Schnittlinie der isolierten Fassadenflucht mit 
der Oberkante der nicht isolierten Dachkonstruktion. 
 

 
 

A 3.4 Vollgeschosse 

1 Vollgeschosse (VG) sind alle Geschosse von Gebäu-
den mit Ausnahme der Unter-, Dachgeschosse. 
 
2 Bei zusammengebauten Gebäuden oder bei Gebäu-
den, die in der Höhe oder in der Situation je um ein 
Minimalmass gestaffelt sind, wird die Vollgeschosszahl 
für jeden Gebäudeteil separat bestimmt. 
 

Die Kniestockhöhe dient der Unter-

scheidung zwischen Vollgeschoss 

und nicht anrechenbarem Dachge-

schoss; vgl. Anhang A 3.6 GBR 

Vgl. Anhang A 3.5 und Anhang A 3.6 

GBR 

Minimalmass für die Staffellung: vgl. 

Art. 4 Abs. 4 Bst. f GBR 
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A 3.5 Untergeschoss 

1 Als Untergeschosse (UG) gelten Geschosse, bei de-
nen die Oberkante des Bodens des ersten Vollge-
schosses im Mittel nicht mehr als das zulässige Mass 
über das massgebende Terrain hinausragt. 
 
 
 

Ragt die Baute an keinem Punkt über 

das zulässige Mass hinaus, handelt 

es sich um eine Unterniveaubaute 

(vgl. Anhang A 3.7 GBR). Zulässiges 

Mass: Art. 4 Abs. 4 Bst. f GBR. 
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A 3.6 Dachgeschoss  

Als Dachgeschoss gelten Geschosse, deren Kniestock-
höhen das zulässige Mass nicht überschreiten. 
 

A 3.7 Unterniveaubauten 

Unterniveaubauten sind Gebäude oder Gebäudeteile, 
die höchstens bis zum Mass über das massgebende 
Terrain hinausragen. Es gelten besondere Grenzab-
stände. 
 
 
 

A 4 Bauabstände 

A 4.1 Gegenüber nachbarlichem Grund, Ver-
einbarungen 

1 Mit schriftlicher Zustimmung des Nachbars dürfen 
Bauten näher an die Grenze gestellt oder an die 
Grenze gebaut werden, sofern der vorgeschriebene 
Gebäudeabstand gewahrt bleibt. Vorbehalten bleibt 
die Befugnis zum Zusammenbau an der Grenze. 
 
2 Bei fehlender nachbarlicher Zustimmung oder An-
baubefugnis an nachbarliche Grenzbauten ist ein Nä-
herbau nur mit Ausnahmebewilligung gemäss 
Art. 26 ff. des Baugesetzes gestattet. Der privatrechtli-
che Minimalabstand (Art. 79 ff EGzZGB) darf dabei 
nicht unterschritten werden. 
 
 
 

A 4.2 Kleiner Grenzabstand 

1 Der kleine Grenzabstand (kA) wird rechtwinklig zur 
Fassade gemessen. Gegenüber Gebäudeecken gilt in 
jedem Fall der kleine Grenzabstand. Er bezeichnet die 
zulässige kürzeste Entfernung zwischen der projizier-
ten Fassadenlinie und der Parzellengrenze. 
 
2 Vorspringende Gebäudeteile bleiben unberücksich-
tigt. 
 

Zulässiges Mass:  

Art. 4 Abs. 4 Bst. f GBR 

Zulässiges Mass: Art. 4 Abs. 4 Bst. d 

GBR. 

Grundeigentümer können Abwei-

chungen von den reglementarischen 

Grenzabständen vereinbaren. Der 

Gebäudeabstand muss trotzdem ein-

gehalten werden. Unter Umständen 

muss er, um den reduzierten Gebäu-

deabstand einhalten zu können, um 

das fehlende Mass des Gebäudeab-

standes weiter von seiner Grenze ab-

rücken. Der Zusammenbau an der 

Grenze bleibt vorbehalten. 

Vgl. Art. 4 Abs. 4 Bst. c und Anhang A 

2.3 GBR 
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3 Für Gebäude ohne Wohn- und Arbeitsräume gilt all-
seitig der kleine Grenzabstand. 

 

A 4.3 Grosser Grenzabstand 

1 Der grosse Grenzabstand (gA) wird rechtwinklig auf 
der Fassadenlinie des Gebäudes gemessen. 
Er bezeichnet die zulässige kürzeste Entfernung zwi-
schen der projizierten Fassadenlinie der besonnten 
Längsseite des Gebäudes und der Parzellengrenze.  
 
2 Als besonnte Längsseite gilt die Gebäudeseite mit 
der grössten Fensterfläche. Ist die besonnte Längs-
seite nicht eindeutig bestimmbar, bestimmt die Bau-
kommisssion auf welcher Fassade, die Nordfassade 
ausgenommen, der grosse Grenzabstand gemessen 
wird. 
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3 Vorspringende Gebäudeteile bleiben unberücksich-
tigt.  
 

A 4.4 Gebäudeabstand 

1 Der Gebäudeabstand ist die Entfernung zwischen den 
projizierten Fassadenlinien zweier Gebäude.  
 
2 Der Gebäudeabstand entspricht wenigstens der 
Summe der Grenzabstände. Bei Gebäuden auf demsel-
ben Grundstück wird er berechnet, wie wenn eine 
Grenze zwischen ihnen läge. Absätze 3 und 4 vorbe-
halten sowie Art 75 BauG bleiben vorbehalten.  
 
3 Für An- und Kleinbauten und kleinere Gebäude im 
Sinne von Art. 4 Abs. 4 Bst. a und b GBR kann die Bau-
polizeibehörde den Gebäudeabstand gegenüber Bau-
ten auf demselben Grundstück; und mit Zustimmung 
des Nachbars gegenüber Nachbarbauten, bis auf 2.0m 
herabsetzen, wenn nicht öffentliche Interessen entge-
genstehen. 
 

4 Gegenüber Bauten, die aufgrund früherer baurechtli-
cher Bestimmungen den nach diesem Reglement gel-
tenden Grenzabstand nicht einhalten, reduziert sich 
der Gebäudeabstand um das Mass des fehlenden 
Grenzabstandes. Die Baupolizeibehörde kann den Ge-
bäudeabstand angemessen vergrössern, wenn dies 
aus wohnhygienischen Gründen erforderlich ist. 
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A 4.5 Gewässerraum 

1 Bei offenen Gewässern: 

 
 
2 Bei eingedolten Gewässern ist der Abstand von der 
Rohrachse aus zu messen: 
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Anhang B Gestaltung 

B 1 Dachformen 

 

B 2 Dachaufbauten 

 
 

Satteldach Walmdach Krüppelwalmdach Mansarddach Pultdach

A

A

min. 20 % von Amin. 20 % von A

Fassadenlänge

maximale Breite der Dachaufbauten (a+b+c) = Fassadenlänge/3

a b c

Lukarne Schleppgaube

Dachflächenfenster

Firstabstand
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Anhang C Hinweis Rechtsammlung 

Verzeichnis der eidgenössischen und kantonalen Erlasse: 

 
Bundesrecht: https://www.admin.ch/opc/de/classified-com-

pilation/national.html 

 
Kantonales Recht, Bern: https://www.belex.sites.be.ch  

 
 


